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Sehr geehrte Damen und Herren, 

wer in den Jahren 2020 bis 2029 die energetische Sanierung des selbstgenutzten 
Hauses/Wohnung, das älter als zehn Jahre ist, durch einen zertifizierten Fachbetrieb 
durchführen lässt, kann auf Antrag Steuerermäßigungen nach § 35c EStG von bis zu 
EUR 40.000 erhalten. Die Förderung beträgt im ersten und zweiten Jahr nach Ab-
schluss der Maßnahmen 7% und im dritten Jahr 6% der bescheinigten Aufwendungen. 

Die objekt- und personenbezogene Förderung setzt insbesondere voraus, dass 
es sich 

    -   um eine vom bürgerlich-rechtlichen Eigentümer selbst genutzte Wohnung/ 
Ferienwohnung/Haus handelt,

    -   die nicht unentgeltlich an Angehörige und Dritte überlassen wird (Ausnahme: 
an Kinder, solange Kindergeldanspruch besteht),

    -   die Nutzung zu eigenen Wohnzwecken auch in den Abzugsjahren weiter  
besteht

    -   in den Abzugsjahren keine unentgeltliche Übertragung erfolgt, da der Rechts-
nachfolger die Förderung nicht geltend machen kann (anders im Erbfall, so-
fern der Erbe das Objekt zu eigenen Wohnzwecken nutzt)

    -   die förderfähigen Aufwendungen (Planung, Durchführung, Umfeldmaßnah-
men) nach amtlichem Muster bescheinigt werden

    -   die Kosten nicht bereits als Betriebsausgaben, Werbungskosten, Sonderaus-
gaben, außergewöhnliche Belastungen, oder im Rahmen von § 10 f EStG oder 
§35a EStG geltend gemacht werden und 

    -   keine öffentlichen Förderungen, wie zinsverbilligte Darlehen oder steuerfreie 
Zuschüsse, dafür in Anspruch genommen werden

    -   der Zahlungsnachweis (Überweisung auf ein Bankkonto des Fachbetriebs, d.h. 
keine Barzahlung) erbracht werden kann.

Die Kosten für einen Energieberater können zusätzlich zu der vorgenannten Förde-
rung in Höhe von 50% im Jahr der Zahlung, frühestens im Jahr des Abschlusses der 
Maßnahme, geltend gemacht werden (Anlage „Energetische Maßnahmen“).

Nach dem BMF-Schreiben vom 14. Januar 2021 gilt der Vorbehaltsnießbraucher/
Wohnrechtsinhaber regelmäßig nicht als wirtschaftlicher Eigentümer und daher 
wird ihm von der Finanzverwaltung die Steuerermäßigung verwehrt. Auch der bür-
gerlich-rechtliche Eigentümer ist in Nießbrauch-/ Wohnrechtsfällen von der Förde-
rung ausgeschlossen, da er die Einheit nicht selbst nutzt. Die Auffassung der Finanz-
verwaltung ist zwar umstritten, zwingt aber entweder den gerichtlichen, ungewissen
Weg zu gehen oder über andere Formen der Förderung der Maßnahmen (z.B. Zu-
schüsse, zinsverbilligte Darlehen, Inanspruchnahme des § 35a EStG) nachzudenken.

 Mit freundlichen Grüßen

Claudia Rottländer
Geschäftsführende Gesellschafterin bei DORNBACH 
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Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
  
  Überweisung 5 Scheck 6

 10.07.20232 13.07.2023 10.07.2023

 11.09.2023 14.09.2023 11.09.2023

 11.09.2023 14.09.2023 11.09.2023

 10.07.20234 13.07.2023 10.07.2023

 15.08.20234 18.08.2023 15.08.2023

  
 

 27.07.2023 entfällt entfällt

  Termine Juli 2023 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis 

der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überwei-
sung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanz-
amts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.07.2023, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7

 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.
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  Neue Offenlegungspflicht bei   
  der Ertragsteuer vom Bundestag   
  beschlossen  

Der Bundestag hat am Donnerstag, 11. Mai 
2023, eine EU-Richtlinie in deutsches 
Recht umgesetzt, der zufolge multinationale 
und ertragsstarke Unternehmen und Kon- 
zerne künftig Informationen zu in den 
Mitgliedstaaten gezahlten Ertragsteuern 
offenlegen müssen. Einem entsprechen-
den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
„zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/ 
2101 im Hinblick auf die Offenlegung von 
Ertragsteuerinformationen durch bestimm-
te Unternehmen und Zweigniederlassun-
gen“ (20/5653) stimmten die Koalitions-
fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grü- 
nen und FDP sowie die Fraktion Die Linke 
zu. Gegen das zuvor im Rechtsausschuss 
noch geänderte Gesetz (20/6758) stimm- 
ten CDU/CSU und AfD.

Gesetzentwurf der Bundesregierung
Durch die Offenlegungspflicht solle „eine 
informierte öffentliche Debatte darüber 
ermöglicht werden, ob die betroffenen 
multinationalen Unternehmen und Kon-
zerne ihren Beitrag zum Gemeinwohl auch 
dort leisten, wo sie tätig sind“, heißt es in 
dem Gesetz.

In deutsches Recht umgesetzt werden soll 
die Richtlinie durch einen neuen Unterab-
schnitt im Vierten Abschnitt des Dritten 
Buchs des Handelsgesetzbuches (HGB). 
Zudem wurden unter anderem eine Of- 
fenlegungspflicht erweitert und handelsbi-
lanzrechtliche Bußgeld- und Ordnungs-
geldvorschriften punktuell geändert.

Änderungen im Ausschuss
Gegenüber der Regierungsvorlage erhöhte 
der Ausschuss auf Änderungsantrag der 
Koalitionsfraktionen den Bußgeldrahmen 
bei Verstößen gegen die Offenlegungs-
pflichten (Paragraf 342o HGB-E). Nunmehr 
soll ein Bußgeld in Höhe von 250.000 Euro 
statt 200.000 Euro möglich sein. Ange-
passt wurde zudem der Zeitpunkt, nach 
dem Unternehmen zunächst weggelassene 
Angaben veröffentlichen müssen (Paragraf 

342k HGB-E). Dies soll nun bereits nach 
vier statt nach fünf Jahren erfolgen.

  Zinsen aus der Abzinsung eines   
  ratierlich gezahlten Kaufpreises   
  als Einkünfte aus Kapitalvermögen    

Das Finanzgericht Köln entschied, dass der 
in den Kaufpreisraten enthaltene Zinsanteil 
Einnahmen aus Kapitalvermögen gemäß  
§ 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG darstellt. Zu den Ein- 
künften aus Kapitalvermögen gehören nach 
§ 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG Erträge aus sonstigen 
Kapitalforderungen jeder Art, wenn die 
Rückzahlung des Kapitalvermögens oder 
ein Entgelt für die Überlassung des Kapital- 
vermögens zur Nutzung zugesagt oder ge- 
währt worden ist. Dies gilt unabhängig von 
der Bezeichnung und der zivilrechtlichen 
Ausgestaltung der Kapitalanlage (Az. 7 K 
2233/20). Wenn ein zum Privatvermögen 
gehörender Gegenstand veräußert und die 
Kaufpreisforderung langfristig – länger als 
ein Jahr – bis zu einem bestimmten Zeit- 
punkt gestundet wird, seien die geleisteten 
Zahlungen (Kaufpreisraten) in einen Til- 
gungs- und einen Zinsanteil zu zerlegen. 
Letzterer unterliegt als Ertrag aus sonstigen 
Kapitalforderungen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 
EStG der Einkommensteuer. Dies gilt auch 
dann, wenn die Vertragsparteien Zinsen 
nicht vereinbart oder sogar ausdrücklich 
ausgeschlossen haben. Die Gestattung 
langfristiger Ratenzahlung zur Tilgung einer 
Schuld stellt eine Kreditgewährung durch 
den Gläubiger dar. Daran ändert auch die 
Vereinbarung einer Wertsicherungsklausel 
nichts, da die Aufteilung des Gesamtkauf-
preises als der Summe der Ratenleistungen 
in den Kaufpreis als Gegenleistung und die 
Zinsen als Entgelt für die Kapitalnutzung 
vom Willen der Vertragschließenden un- 
abhängig ist. Die Grundlage findet sich in  
§ 12 Abs. 3 BewG, wonach unverzinsliche 
Forderungen, deren Laufzeit mehr als ein 
Jahr beträgt und die zu einem bestimmten 
Zeitpunkt fällig sind, abzuzinsen, d. h. in 
einen Kapital- und einen Zinsanteil aufzu- 
teilen sind. Diese Vorschrift ist nicht abding-
bar. Insoweit unterscheidet sich das Steuer-
recht vom bürgerlichen Recht (Finanzgericht 
Köln, Urteil 7 K 2233/20 vom 27.10.2022). 

  Keine Drittanfechtung bei   
  Feststellungsbescheiden zum   
  steuerlichen Einlagekonto  

Der Gesellschafter einer Kapitalgesell-
schaft ist nicht befugt, den gegen die Ka- 
pitalgesellschaft ergangenen Bescheid 
über die gesonderte Feststellung des Be- 
stands des steuerlichen Einlagekontos 
anzufechten. So entschied der Bundesfi-
nanzhof.

Die Kapitalgesellschaft als Adressatin des 
Feststellungsbescheids ist ungeachtet der 
vorrangig anteilseignerbezogenen Wirk- 
ungen des Bescheids klagebefugt. Eine 
materiell-rechtliche Tatbestandswirkung 
des Feststellungsbescheids für die Anteils- 
eigner der Kapitalgesellschaft begründet 
kein Drittanfechtungsrecht. Außerdem ge- 
bietet Art. 19 Abs. 4 GG nicht die Zuerken-
nung eines Drittanfechtungsrechts des 
Anteilseigners. Das Verhältnis zwischen 
der Kapitalgesellschaft und ihren Gesell-
schaftern wird zwar vom sog. Trennungs-
prinzip beherrscht, was aber nicht zur 
Folge hat, dass sich die beiden Ebenen 
„beziehungslos“ gegenüberstehen. Viel- 
mehr sind Gesellschaft und Gesellschafter 
gesellschaftsvertraglich miteinander ver- 
bunden und die Gesellschafter können 
ihre hieraus resultierenden Befugnisse (z. 
B. Informationsrechte) einsetzen, um die 
Kapitalgesellschaft zur Einlegung von Ein- 
sprüchen gegen vermeintlich rechtswidri-
ge Feststellungsbescheide zu veranlassen 
(Bundesfinanzhof, Urteil I R 53/19 vom 
21.12.2022).

  Keine Steuerermäßigung für   
  Aufwendungen für ein Hausnotruf-    
  system ohne Sofort-Hilfe  

Die Klägerin hatte ihre Wohnung mit einem 
Hausnotrufsystem ausgestattet. Der mit 
dem Anbieter geschlossene Vertrag bein- 
haltete jedoch lediglich die Bereitstellung 
des Hausnotruf-Geräts und einen 24 Stun- 
den-Bereitschaftsservice. Das Finanzamt 
berücksichtigte die geltend gemachten 
Aufwendungen für das Hausnotrufsystem 
nicht als haushaltsnahe Dienstleistung. 
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Das Finanzgericht gab der Klage allerdings 
statt. Der Bundesfinanzhof hielt die Ent- 
scheidung des Finanzamts jedoch für recht-
mäßig. Die Steuerermäßigung nach § 35a 
EStG kann nur für haushaltsnahe Dienst-
leistungen in Anspruch genommen wer- 
den, die im Haushalt des Steuerpflichtigen 
erbracht werden. An letzterer Vorausset-
zung fehlt es hier jedoch, denn die Kläge- 
rin zahlt im Wesentlichen für die vom An- 
bieter des Hausnotrufsystems eingerichte-
te Rufbereitschaft sowie für die Entgegen-
nahme eines eventuellen Notrufs. Die Ruf- 
bereitschaft und die Entgegennahme von 
eingehenden Notrufen in der Servicezent-
rale sowie gegebenenfalls die Verständi-
gung Dritter, damit diese vor Ort Hilfe leis- 
ten, erfolgt jedoch außerhalb der Wohnung 
der Klägerin und damit nicht in deren Haus-
halt (Bundesfinanzhof, Urteil Az. VI R7/21 
vom 15.02.2023).

Hinweis

Das Urteil grenzt sich von der Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs betreffend 
Aufwendungen für ein Notrufsystem in 
einer Seniorenresidenz ab (Az. VI R 18/14). 
Dort erfolgte der Notruf über einen sog. 
Piepser unmittelbar an eine Pflegekraft, 
die sodann auch die erforderliche Not- 
fall-Soforthilfe vor Ort übernahm.

  Feststellung des verbleibenden   
  Verlustvortrags bei Termin-   
  geschäften  

Bei einem Termingeschäft als Sicherungs-
geschäft setzt laut Bundesfinanzhof die 
Annahme einer gegenläufigen Erfolgskor-
relation voraus, dass mit dem Terminge-
schäft ein aus dem Grundgeschäft resul- 
tierendes Risiko zumindest teilweise ab- 
gesichert wird (Az. IV R 34/19).

Eine gegenläufige Erfolgskorrelation von 
Grund- und Sicherungsgeschäft ist nicht 
gegeben, wenn das Risiko der variablen 
Verzinsung eines Darlehens infolge der 
Vereinbarung eines Zins-Währungsswaps 
nicht nur durch ein anderes Risiko (Wäh- 
rung) ersetzt, sondern auch das ursprüng-

liche Grundgeschäft faktisch mit Risiken 
ähnlich denen eines Fremdwährungsdarle-
hens belastet und damit zusätzlichen Risi- 
ken ausgesetzt wird.

Bei Verlusten aus Termingeschäften aus 
der Beteiligung an einer Personengesell-
schaft ist die Feststellung des verbleiben-
den Verlustvortrags gemäß § 15 Abs. 4 i. V. 
m. § 10d Abs. 4 EStG nicht auf der Ebene 
der Gesellschaft, sondern auf der Ebene 
der beteiligten Gesellschafter bei deren 
Einkommensteuerveranlagungen zu treffen 
(Bundesfinanzhof, Urteil IV R 34/19 vom 
09.02.2023).

  Veräußerung eines Miteigen-   
  tumsanteils am Einfamilienhaus   
  anlässlich Ehescheidung als   
  privates Veräußerungsgeschäft   
  steuerbar  

Wenn der geschiedene Ehegatte im Rahmen 
der Vermögensauseinandersetzung anläss- 
lich der Ehescheidung seinen Miteigentum-
santeil an dem gemeinsamen Einfamilien-
haus an den früheren Ehepartner veräußert, 
kann der Verkauf als privates Veräußerung- 
sgeschäft der Besteuerung unterfallen. So 
entschied der Bundesfinanzhof (Az. IX R 
11/21).

Der Bundesfinanzhof hielt die Entschei-
dung für rechtmäßig. Ein steuerpflichtiges 
privates Veräußerungsgeschäft liegt laut 
Bundesfinanzhof vor, wenn eine Immobilie 
innerhalb von 10 Jahren angeschafft und 
wieder veräußert wird. Dies gilt auch für 
einen hälftigen Miteigentumsanteil, der im 
Rahmen der Vermögensauseinanderset-
zung nach einer Ehescheidung von einem 
Miteigentümer an den anderen veräußert 
wird. Zwar ist die Veräußerung einer Im- 
mobilie dann nicht steuerbar, wenn die 
Immobilie durchgängig zwischen Anschaf-
fung und Veräußerung oder im Jahr der 
Veräußerung und in den beiden vorange-
gangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt wird. Ein in Scheidung befindlicher 
Ehegatte nutzt das in seinem Miteigentum 
stehende Immobilienobjekt aber nicht 
mehr zu eigenen Wohnzwecken, wenn er 

ausgezogen ist und nur noch sein geschie-
dener Ehegatte und das gemeinsame Kind 
weiterhin dort wohnen. Eine das Vorliegen 
eines privaten Veräußerungsgeschäfts aus- 
schließende Zwangslage, wie z. B. bei einer 
Enteignung oder einer Zwangsversteige-
rung, lag hier nicht vor. Zwar hatte die ge- 
schiedene Ehefrau ihren Ex-Partner erheb- 
lich unter Druck gesetzt. Letztlich hat dieser 
aber seinen Anteil an dem Einfamilienhaus 
an seine geschiedene Frau freiwillig ver-
äußert (Bundesfinanzhof, Urteil IX R 11/21 
vom 14.02.2023).

  Angemietete Räumlichkeiten   
  als fiktives Anlagevermögen –   
  Nur „Produkt“ des Gewerbes   
  entscheidend für Abgrenzung  

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
nahm Stellung zur hälftigen Hinzurech-
nung von Entgelten für die Anmietung von 
Mitarbeiterunterkünften gemäß § 8 Nr. 1e 
GewStG sowie zur Berücksichtigung einer 
verdeckten Gewinnausschüttung (Az. 8 K 
8102/21).

Ein Gegenstand kann auch dann dem An- 
lagevermögen zuzuordnen sein, wenn er 
nur kurzfristig gemietet oder gepachtet 
wird; dies gilt selbst dann, wenn sich das 
Miet- oder Pachtverhältnis lediglich auf 
Tage oder Stunden erstreckt. 

Ausgehend vom Unternehmenszweck kann 
nur das „Produkt“ des Gewerbes entschei-
dende Abgrenzungsmerkmale für die Ent- 
scheidung bieten, ob es sich bei angemie-
teten Räumlichkeiten um fiktives Anlage- 
oder Umlaufvermögen handelt. Für die 
Unterbringung von Mitarbeitern angemie-
tete Räumlichkeiten sind fiktives Anlage-
vermögen, wenn das Vorhandensein der 
Räume zwingend erforderlich ist, um über- 
haupt das Geschäft ausüben zu können.

In diesem Fall wurde noch zu einem wei- 
teren Aspekt entschieden: Bei der steuer- 
rechtlichen Beurteilung von Aufwendun-
gen für Feiern oder für die Bewirtung von 
Gästen sei vor allem der Anlass der be- 
treffenden Veranstaltung maßgeblich. Die 
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Aufwendungen einer GmbH für die Aus- 
richtung einer Feier am Tag eines runden 
Geburtstags ihres Mehrheitsgesellschaf-
ters und Geschäftsführers seien eine ver- 
deckte Gewinnausschüttung, wenn die 
Gesellschaft den Nachweis einer betriebli-
chen Veranlassung der Veranstaltung nicht 
führen könne (Finanzgericht Berlin-Bran-
denburg, Urteil 8 K 8102/21 vom 
13.12.2022).

  Kein Abzug „finaler“ auslän-   
  discher Betriebsstättenverluste  

Der Bundesfinanzhof hat eine für internati-
onal tätige deutsche Unternehmen wich- 
tige Entscheidung getroffen (Az. I R 35/22). 
Danach können inländische Unternehmen 
Verluste aus einer im EU-Ausland belege-
nen Niederlassung nicht steuermindernd 
mit im Inland erzielten Gewinnen verrech-
nen, wenn nach dem einschlägigen Ab- 
kommen zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung für die ausländischen Einkünfte 
kein deutsches Besteuerungsrecht be-
steht. Das gilt nach Auffassung der Richter 
auch dann, wenn die Verluste im Ausland 
steuerrechtlich unter keinen Umständen 
verwertbar und damit „final“ sind (sog. 
finale Verluste).

In dem entschiedenen Fall hatte eine in 
Deutschland ansässige Bank im Jahr 2004 
in Großbritannien eine Zweigniederlas-
sung eröffnet. Nachdem die Zweignieder-
lassung jedoch durchgehend nur Verluste 
erwirtschaftet hatte, wurde sie im Jahr 
2007 wieder geschlossen. Da die Filiale 
nie Gewinne erzielt hatte, konnte die Bank 
die in Großbritannien erlittenen Verluste 
dort steuerlich nicht nutzen.

Der Bundesfinanzhof entschied, dass die 
Verluste auch in Deutschland nicht nutzbar 
sind, denn nach dem einschlägigen Ab- 
kommen zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung unterliegen Betriebsstättenein-
künfte aus Großbritannien nicht der deut- 
schen Besteuerung. Entscheidend sei 
dabei die „Symmetriethese“, nach der die 
abkommensrechtliche Steuerfreistellung 
ausländischer Einkünfte sowohl positive 

als auch negative Einkünfte, also Verluste, 
umfasst. Wie die Richter nach Anrufung 
des Gerichtshofs der Europäischen Union 
weiter entschieden, verstößt dieser Aus- 
schluss des Verlustabzugs auch im Hin- 
blick auf sog. finale Verluste nicht gegen 
das Unionsrecht (Bundesfinanzhof, Urteil 
 I R 35/22 vom 22.02.2023).

  Bundesrat billigt Smart-Meter-   
  Gesetz  

In der Sitzung vom 12.05.2023 hat der Bun- 
desrat das vom Bundestag beschlossene 
Gesetz zum Neustart der Digitalisierung der 
Energiewende gebilligt. Ziele des Gesetzes 
sind die unbürokratische und schnellere 
Installation intelligenter Strommessgeräte 
– sog. Smart-Meter – und damit der Ausbau 
eines „intelligenten Stromnetzes“. Die Ge- 
räte sollen dabei helfen, Energie effizient 
und kostengünstig zu nutzen sowie das 
Stromnetz zu entlasten.

Der Bundesrat hatte den ursprünglichen 
Gesetzentwurf der Bundesregierung in 
seiner Plenarsitzung am 03.03.2023 be- 
raten und hierzu umfangreich Stellung ge- 
nommen. Die Kritikpunkte des Bundesrates 
griff der Bundestag in seinem Gesetzesbe-
schluss teilweise auf. Neben umfangrei-
chen formalen Änderungen enthält er unter 
anderem Verbesserungen hinsichtlich des 
Smart-Meter-Einbaus in Mehrfamilienge-
bäuden.

Das Gesetz wird nun über die Bundesregie-
rung dem Bundespräsidenten zur Unter-
zeichnung zugeleitet. Es tritt am Tag nach 
Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 
Den genauen Zeitpunkt bestimmt die Bun- 
desregierung, da sie die Verkündung or- 
ganisiert (Bundesrat, Mitteilung vom 
12.05.2023).

  DAC7-Umsetzungsgesetz   
  „Modernisierung der   
  Betriebsprüfung“  

Das Ziel des DAC7-Umsetzungsgesetzes ist 
u. a. ist die Verkürzung der teilweise lan-
gen Zeiträume zwischen Prüfungsbeginn 

und dem Abschluss einer Außenprüfung, 
also die Beschleunigung und zeitnähere 
Durchführung von Betriebsprüfungen. Die 
beabsichtigte Beschleunigung soll jedoch 
oftmals durch Verschärfungen für den 
Steuerpflichtigen erreicht werden. 

So werden die Mitwirkungspflichten wei- 
ter verschärft. Aufzeichnungen sind dann 
(erstmals auf Steuern und Steuerver-
gütungen anzuwenden, die nach dem 
31.12.2024 entstehen) jeweils innerhalb 
einer Frist von 30 Tagen nach Anforderung 
oder nach Bekanntgabe der Prüfungsan-
ordnung vorzulegen. 

Ein weiterer belastender Aspekt enthält 
die Verpflichtung, Prüfungsfeststellungen 
auch in anderen Steuererklärungen zu 
berücksichtigen und diese zu korrigieren, 
wenn es zu einer Änderung von Besteue-
rungsgrundlagen kommt. Im Ergebnis eine 
weitere Verlagerung von Aufgaben der Fi-
nanzverwaltung auf den Steuerpflichtigen. 

Nach den neuen Abs. 3 bis 5 des § 197 
AO soll die Finanzbehörde bereits mit der 
Bekanntgabe der Prüfungsanordnung auch 
Buchführungsunterlagen anfordern kön-
nen, die innerhalb einer angemessenen 
Frist, ggf. bereits vor Beginn der Außen-
prüfung, vor-zulegen sind. Anhand der 
daraufhin eingereichten Unterlagen kön-
nen dann insbesondere Prüfungsschwer-
punkte für die Außenprüfung festgelegt 
werden. Wurden Unterlagen vorgelegt, 
sollen dem Steuerpflichtigen laut Abs. 4 
die beabsichtigten Prüfungsschwerpunkte 
der Außenprüfung mitgeteilt werden. Die 
Nennung von Prüfungsschwerpunkten 
stellt allerdings keine Einschränkung der 
Außenprüfung auf bestimmte Sachver-
halte dar. Die Prüfungsanordnung soll bis 
zum Ablauf des Kalenderjahres erlassen 
werden, das auf das Kalenderjahr folgt, in 
dem der Steuerbescheid wirksam gewor-
den ist. Eine spätere Bekanntgabe soll den 
Fristbeginn für die Ablaufhemmung des  
§ 171 Abs. 4 Satz 3 AO nicht verschieben.

Ein vollkommen neues Instrument wird 
mit dem qualifizierte Mitwirkungsverlagen 
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eingeführt (§ 200a AO). Durch diese Vor-
schrift kann der Außenprüfer im eigenen 
Ermessen entscheiden, den Stpfl. nach 
Ablauf von sechs Monaten seit Bekanntga-
be der Prüfungsanordnung schriftlich oder 
elektronisch zur Mitwirkung auffordern. 
Kommt der Steuerpflichtige seinen Mitwir-
kungspflichten nicht oder nicht hinrei-
chend nach, wird ein Bußgeld festgesetzt. 
Dieses Mitwirkungsverzögerungsgeld 
beträgt 75 Euro für jeden vollen Kalender-
tag der Mitwirkungsverzögerung und kann 
für maximal 150 Kalendertage erhoben 
werden (max. 11.250 Euro). Neben einer 
vorliegenden Mitwirkungsverzögerung 
kann außerdem bei Vorliegen bestimm-
ter Voraussetzungen ein Zuschlag zum 
Mitwirkungsverzögerungsgeld festgesetzt 
werden. Der Zuschlag beträgt höchstens 
25.000 Euro für jeden vollen Kalendertag 
der Mitwirkungsverzögerung und ist höchs-
tens für 150 Kalendertage festzusetzen.

Im Rahmen des elektronischen Datenzu-
griffs wird ebenfalls nachgebessert. Künf-
tig kann die Finanzverwaltung verlangen, 
dass die Daten nach ihren Vorgaben in 
einem maschinell auswertbaren Format an 
sie übertragen werden (§ 147 Abs. 6 Satz 1 
Nr. 3 AO). Zudem wird festgelegt (Abs. 7), 
dass eine Speicherung dieser Daten auch 
auf mobilen Datenverarbeitungssystemen, 
also etwa auf dem Laptop des Betriebsprü-
fers, zulässig ist. 

Durch die Neuregelung der Ablaufhem-
mung in § 171 Abs. 4 AO erhofft man sich 
zudem die Beschleunigung von Außenprü-
fungen. Hierzu wurde eine neue zeitliche 
Grenze eingeführt. Die Ablaufhemmung 
endet spätestens fünf Jahre nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die Prüfungsa-
nordnung bekanntgegeben wurde.

  WEG: Kein Anspruch auf   
  Zustimmung zur Errichtung   
  einer Solaranlage auf dem Balkon  

Einem Wohnungseigentümer steht kein 
Anspruch auf Zustimmung zur Errichtung 
eines Balkonkraftwerks zu. Dabei kommt 
es nicht darauf an, ob durch die bauliche 

Maßnahme der optische Gesamteindruck 
beeinträchtigt wird. So entschied das 
Amtsgericht Konstanz (Az. 4 C 425/22).

Der Mieter einer Wohnung hatte mit Zu- 
stimmung seiner Vermieter (Eigentümer) 
an der Außenseite seines Balkons eine 
Mini-Solaranlage anbringen lassen. Das 
Modul war schwarz, hatte eine Fläche von 
168 cm x 100 cm und war an einem Wech- 
selrichter angeschlossen. Auf einer Ei- 
gentümerversammlung wurde mehrheitlich 
ein Beschluss gefasst, wonach das Balkon- 
kraftwerk zu entfernen sei. Dagegen rich- 
tete sich die Klage der beiden Wohnungs-
eigentümer.

Das Gericht wies die Klage ab. Die Woh- 
nungseigentümer haben keinen Anspruch 
auf Genehmigung der Mini-Solaranlage. 
Die übrigen Wohnungseigentümer müssen 
der Errichtung eines Balkonkraftwerks nicht
zustimmen. § 20 Abs. 1 WEG enthält eine 
sog. Bausperre für bauliche Veränderun-
gen ohne Zustimmung der Eigentümer. 
Eine solche Veränderung stellt die Monta-
ge der Photovoltaikanlage dar, ohne dass 
es auf einen Eingriff in die Substanz an- 
kommt. Es kommt auch nicht darauf an, ob 
durch die bauliche Maßnahme der optische 
Gesamteindruck der Wohnanlage beein-
trächtigt wird. Ohnehin ist dies hier der 
Fall. Die Mini-Solaranlage ist erheblich wahr-
nehmbar. Es liegt eine relevante nicht un- 
erhebliche Beeinträchtigung vor. Rechts-
politische Erwägungen, so überzeugend 
sie sein mögen, genügen nicht (Amtsge-
richt Konstanz, Urteil 4 C 425/22 vom 
09.02.2023).

  Bundesgerichtshof entscheidet   
  über Auslistungsbegehren gegen   
  den Internet-Suchdienst von   
  Google  

Der Kläger ist für verschiedene Gesellschaf-
ten, die Finanzdienstleistungen anbieten, 
in verantwortlicher Position tätig oder an 
ihnen beteiligt. Die Klägerin war seine Le- 
bensgefährtin und Prokuristin einer dieser 
Gesellschaften. Auf der Webseite eines 
US-amerikanischen Unternehmens, dessen 

Ziel es nach eigenen Angaben ist, „durch 
aktive Aufklärung und Transparenz nach- 
haltig zur Betrugsprävention in Wirt- 
schaft und Gesellschaft beizutragen“, 
erschienen im Jahr 2015 mehrere Artikel, 
die sich kritisch mit dem Anlagemodell 
einzelner dieser Gesellschaften auseinan-
dersetzten. Einer dieser Artikel war mit 
Fotos der Kläger bebildert. Über das Ge- 
schäftsmodell der Betreiberin der Webseite 
wurde seinerseits kritisch berichtet, u. a. 
mit dem Vorwurf, sie versuche, Unterneh-
men zu erpressen, indem sie zunächst ne- 
gative Berichte veröffentliche und danach 
anbiete, gegen ein sog. Schutzgeld die 
Berichte zu löschen bzw. die negative Be- 
richterstattung zu verhindern. Die Kläger 
machen geltend, ebenfalls erpresst worden 
zu sein. Sie begehren von der Beklagten 
als der Verantwortlichen für die Internet-
suchmaschine „Google“, es zu unterlas-
sen, die genannten Artikel bei der Suche 
nach ihren Namen und den Namen ver- 
schiedener Gesellschaften in der Ergebnis-
liste nachzuweisen und die Fotos von 
ihnen als Vorschaubilder („thumbnails“) 
anzuzeigen. Die Beklagte hat erklärt, die 
Wahrheit der in den verlinkten Inhalten 
aufgestellten Behauptungen nicht be- 
urteilen zu können.

Bisheriger Prozessverlauf
Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. 
Die Berufung der Kläger blieb ohne Erfolg. 
Der Bundesgerichtshof hat das Verfahren 
mit Beschluss vom 27. Juli 2020 zunächst 
ausgesetzt und dem Gerichtshof der Euro- 
päischen Union zwei Fragen zur Auslegung 
von Art. 17 Abs. 1 DS-GVO zur Vorabent- 
scheidung vorgelegt.

Der Gerichtshof der Europäischen Union 
hat diese Fragen mit Urteil vom 8. Dezem-
ber 2022 (C-460/20, NJW 2023, 747 = AfP 
2023, 42) beantwortet. Die Auslistung 
hänge nicht davon ab, dass die Frage der 
Richtigkeit des aufgelisteten Inhalts im 
Rahmen eines von dieser Person gegen 
den Inhalteanbieter eingelegten Rechtsbe-
helfs einer zumindest vorläufigen Klärung 
zugeführt worden ist. Der Betreiber der 
Suchmaschine sei verpflichtet, einem Aus- 
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listungsantrag stattzugeben, wenn die eine 
Auslistung begehrende Person relevante 
und hinreichende Nachweise vorlege, die 
ihren Antrag zu stützen vermögen und bele-
gen, dass die in dem aufgelisteten Inhalt 
enthaltenen Informationen offensichtlich 
unrichtig seien oder zumindest ein für 
diesen gesamten Inhalt nicht unbedeuten-
der Teil dieser Informationen offensichtlich 
unrichtig sei. Hinsichtlich der Vorschaubil-
der sei dem Informationswert dieser Fotos 
– unabhängig vom Kontext ihrer Veröffent-
lichung auf der Internetseite, der sie ent- 
nommen sind, aber unter Berücksichtigung 
jedes Textelements, das mit der Anzeige 
dieser Fotos in den Suchergebnissen un- 
mittelbar einhergeht und Aufschluss über 
den Informationswert dieser Fotos geben 
kann – Rechnung zu tragen.

Entscheidung des Bundesgerichtshofs
Der Bundesgerichtshof (VI-ZR-476/18 vom 
23.05.2023) hat daraufhin die mündliche 
Verhandlung fortgesetzt. Die Revision war 
teilweise erfolgreich.

Bezüglich der beanstandeten Verweise auf 
die genannten Artikel hat der Bundesge-
richtshof die klagabweisenden Entschei-
dungen der Vorinstanzen bestätigt. Bei 
einem Artikel fehlte es bereits an dem 
notwendigen Bezug zu der Person des 
Klägers. Hinsichtlich der beiden anderen 
Artikel haben es die Kläger versäumt, ge- 
genüber der Beklagten den ihnen obliegen-
den Nachweis zu führen, dass die dort 
enthaltenen Informationen offensichtlich 
unrichtig sind.

Bezüglich der Vorschaubilder hatte die 
Revision der Kläger hingegen Erfolg und 
der Bundesgerichtshof hat die Beklagte zur 
Auslistung der Vorschaubilder in der 
beanstandeten Form verpflichtet. Eine 
Anzeige der für sich genommen nicht 
aussagekräftigen Fotos der Kläger als 
Vorschaubilder ohne jeden Kontext war 
nicht gerechtfertigt.

Hinweise zur Rechtslage
Die maßgebliche Vorschrift der Daten-
schutz-Grundverordnung (DS-GVO) lautet:

Art. 17 Recht auf Löschung („Recht auf 
Vergessenwerden“)

(1) Die betroffene Person hat das Recht, 
von dem Verantwortlichen zu verlangen, 
dass sie betreffende personenbezogene 
Daten unverzüglich gelöscht werden, und 
der Verantwortliche ist verpflichtet, per- 
sonenbezogene Daten unverzüglich zu 
löschen, sofern einer der folgenden Gründe 
zutrifft: 

a) Die personenbezogenen Daten sind für 
die Zwecke, für die sie erhoben oder auf 
sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht 
mehr notwendig. (…)

c) Die betroffene Person legt gemäß Artikel 
21 Absatz 1 Widerspruch gegen die Ver-
arbeitung ein und es liegen keine vorrangi-
gen berechtigten Gründe für die Verarbei-
tung vor, oder die betroffene Person legt 
gemäß Artikel 21 Absatz 2 Widerspruch 
gegen die Verarbeitung ein.

d) Die personenbezogenen Daten wurden 
unrechtmäßig verarbeitet. (…)

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit 
die Verarbeitung erforderlich ist

a) zur Ausübung des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung und Information (…)
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  wpg@dornbach.de · www.dornbach.de 

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit:
Telefon: +49 261 94 31 - 0
Mail:   lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Saarbrücken · 
Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH 

Donnerstag, 30. Juni 2023, 09.00 - 14.00 Uhr
Kommunales DORNBACH Forum 2023

Wir freuen uns sehr, dass wir Ihnen nach der coronabedingten Zwangspause endlich wieder im bewährten Format einige rechtliche, 
steuerliche und betriebswirtschaftliche Fragestellungen für Kommunen und öffentliche Unternehmen präsentieren können: Compli-
ance-Themen – nicht nur bei Subventionen und Auftragsvergaben – werden oft als lästig empfunden, müssen aber beachtet werden. 
Gleiches gilt für den Datenschutz: Ist z.B. der Facebook-Auftritt öffentlicher Stellen schon wieder passé?
Vor dem Hintergrund der Energiekrise beleuchten wir die Zukunft des Querverbundes und gehen auf aktuelle Themen im Bereich Pho-
tovoltaik, Kapitalertragsteuer und dauerdefizitäre Betriebe ein. Nicht fehlen darf natürlich auch ein Update zu den umsatzsteuerlichen 
Fragestellungen für öffentliche Stellen.
Eine besondere Herausforderung kommt schließlich unaufhaltsam aus Brüssel auf uns zu: Die Nachhaltigkeitsberichterstattung wird 
künftig verpflichtend – auch in kleinen und mittleren kommunalen Unternehmen. Aber was bedeutet das?
Sie haben Fragen? Wir haben Antworten. Unsere Spezialisten aus den Bereichen Prüfung, Recht und Steuern stellen Ihnen praxisnah 
und lösungsorientiert aktuelle Themen vor, die Sie bei Ihrer täglichen Arbeit kennen sollten.

  Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html  


